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RIW-Aktuell

Vereinigung der Pr�sidenten der obersten
Gerichte der Europ�ischen Union
gegr�ndet – Wahl des Pr�sidenten des
BGH zum Vizepr�sident

Am 8. 3. 2004 wurde in Paris die Vereinigung der Pr�sidenten der
obersten Gerichte der Europ�ischen Union gegr�ndet. Aufgabe
dieses Netzwerkes der Chefs der obersten ordentlichen Gerichts-
barkeiten in der Union ist es, den Gedanken- und Erfahrungsaus-
tausch und die Zusammenarbeit zwischen den ordentlichen Ge-
richten in der Europ�ischen Union zu organisieren und zu verst�r-
ken. In Zukunft wird die Dritte Gewalt in Europa mit einer Stimme
ihre Belange und Interessen gegen�ber den europ�ischen Institu-
tionen und den Mitgliedstaaten vertreten. Zum ersten Pr�sidenten
der Vereinigung wurde der Pr�sident des obersten franz�sischen
Gerichts gew�hlt, zum Vizepr�sident der Pr�sident des Bundesge-
richtshofes, Professor Dr. Hirsch.

(Quelle: Pressemitteilung des BGH Nr. 32/2004 vom 16. 3. 2004)
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Harald Hohmann hat sich im letzten Jahr einen Namen gemacht
als Herausgeber eines der beiden neuen Großkommentare zum
Außenwirtschaftsrecht (Hohmann/Klaus John [Hrsg.], Ausfuhr-
recht, 2002; besprochen von Mankowski, RIW 6/2002, II/VI).
Nun kommt sein n�chstes großes Werk auf den Markt. Es handelt
sich um seine Frankfurter Habilitationsschrift. Nachdem Außen-
wirtschaftsrecht und Außenwirtschaftsverkehr f�r deutsche �f-
fentlichrechtler lange Zeit keine echten Themen waren, ist dies
nun schon die zweite Habilitationsschrift binnen weniger Jahre,
welche sich der Außenwirtschaftsfreiheit zuwendet (zuvor Ep-
ping, Die Außenwirtschaftsfreiheit, 1998; besprochen von Man-
kowski, RIW 3/1999, VI f. = EWS 2/1999, V f.). Habilitations-
schriften erheben immer einen hohen theoretisch-dogmatischen
Anspruch. Diesem Anspruch wird Hohmanns Werk gerecht. Es
kombiniert deutsche Grundrechtsdogmatik mit der frischen Farbe
eines rechtsvergleichenden Ansatzes. Rechtsvergleichung ist im
�ffentlichen Recht immer noch bei weitem die Ausnahme und
nicht die Regel. Schon von daher verdient das Werk Lob f�r sei-
nen methodischen Mut. Gl�cklicherweise h�lt es sich anfangs
auch nicht damit auf, „Recht“, „Freiheit“ und „angemessen“ defi-
nieren zu wollen (wie es Tofall, FAZ Nr. 196 vom 25. 8. 2003,
S. 10, in einer kritischen Rezension ansinnt). Solche fundamen-
talrechtsphilosophischen Fragestellungen liegen ihm sehr zu mei-
ner Freude und Erleichterung fern.

Vielmehr beschreibt das Werk einleitend jeweils f�nf außenhan-
delsbezogene Freiheits- und Beschr�nkungsinteressen. Danach
errichtet es seinen Bezugsrahmen. Er spannt sich außerrechtlich
von den �konomischen �ber die politischen bis zu den soziokul-
turellen Einflussfaktoren. Der rechtliche Rahmen beginnt beim
V�lkerrecht mit Schwerpunkten auf Abkommen �ber spezifische
Gemeinwohlbelange (z. B. Nonproliferation oder �kologie) und
auf nicht verbindlichen, aber beachteten Regimes wie CoCom
und dem Wassenaar Agreement. Danach kommen die zentralen
Abschnitte �ber die von Hohmann so genannten binnenrechtli-
chen Einflussfaktoren (der Rezensent w�rde statt „binnenrecht-
lich“ „internrechtlich“ oder „nationalrechtlich“ bevorzugen), ge-
gliedert nach USA, Deutschland/EU und Japan. Diese Abschnitte
nehmen allein 160 Seiten ein. Sie sind ein detaillierter Rundgang
durch die jeweiligen außenwirtschaftsrechtlichen Instrumente
und deren Zwecke samt Verfahren. Hohmann hat sich der M�he
unterzogen, die Untergliederungen parallel zu gestalten. Dies ist
nicht l
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chung sehr.

Die große Auseinandersetzung erfolgt dann mit dem jeweiligen
Verfassungsrecht. Verfassungsinhalte wie Verfassungsverst�nd-
nis sind in den drei untersuchten Rechtsr�umen jeweils unter-
schiedlich. Wieder werden alle drei Abschnitte, so weit wie ir-
gend m�glich, parallel gegliedert. Historische Entwicklung und
heutige verfassungsrechtliche Praxis lauten jeweils die Punkte
der ersten Untergliederungsebene. Hier zeigen sich bei der histo-
rischen Entwicklung die unterschiedlichen Traditionen sehr deut-
lich. Dies gilt insbesondere f�r das japanische Recht. Geschicht-
lich verlief die Entwicklung keineswegs gleichzeitig und speist
sich aus ganz divergenten Quellen. Die heutige verfassungsrecht-
liche Praxis untersucht Hohmann jeweils an Hand folgender Un-
terpunkte: grenz�berschreitende Handelsfreiheit; Eigentums-
schutz f�r Investitionen und Vertrauensschutz; grenz�berschrei-
tende Kommunikation und Recht auf Information; prozedurale
Rechte und gerichtliche Kontrolle; Gewaltenteilung und Rechts-
staat; Grundrechtsbeschr�nkungen (Verfassungsschranken und
political question). Diese Untergliederung erweist sich als außer-
ordentlich leistungsf�hig. 30 Seiten Schlussfolgerungen runden
das Werk ab. Sie ziehen Lehren aus der Rechtsvergleichung (insb.
S. 527–529: Betrachten der Weltwirtschaft insgesamt, nicht des
einzelnen Staates nach Art der amerikanischen foreign availabili-
ty-Doktrin; Begrenzung von Verwendungskontrollen auf negativ
gelistete Dual Use-G�ter nach japanischem Vorbild als Transpa-
renzsteigerung; Waffenexport erst dann, wenn Nachweis einer

(Fortsetzung auf S. IV)


